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42. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Schermbeck
(Darstellung neuer Wohnbauflächen im Bereich „Marellenkämpe“)
hier: Bekanntmachung der Genehmigung gemäß § 6 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB)

Der Rat der Gemeinde Schermbeck hat in seiner Sitzung am 16. März 2005 die 42. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes gemäß § 2 Abs. 1 und 4 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 16. Januar 1998 (BGBl. 1998
I Nr. 5 S. 137) , in der bis zum 19. Juli 2004 geltenden Fassung, in Verbindung mit § 41 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), in der
zuletzt geänderten Fassung, beschlossen.

Mit Verfügung der Bezirksregierung Düsseldorf vom 02. Juni 2005 (Aktenzeichen: 35.2-11.27
Sche - 41 04) ist die Flächennutzungsplanänderung gemäß § 6 BauGB ohne Auflagen genehmigt worden.
Die Genehmigung ist als Anlage dieser Bekanntmachung beigefügt.

Hinweise:

1. Das Gebiet der 42. Änderung des Flächennutzungsplanes ist aus der als Anlage abgedruckten Karte
ersichtlich.

2. Diese Flächennutzungsplanänderung wird mit dieser Bekanntmachung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB
      rechtsverbindlich. Die Flächennutzungsplanänderung mit Erläuterungsbericht liegt vom Tage der
      Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an bei der Gemeindeverwaltung Schermbeck, Weseler
      Straße 2, Dachgeschoß, Zimmer 303/304, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht aus.
      Über den Inhalt des Flächennutzungsplanes und des Erläuterungsberichtes wird auf Verlangen
      Auskunft erteilt.

3. Hinweise auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und
      Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen gemäß § 215 Abs. 2
      i.V.m. § 233 Abs. 2 in der ab 20.07.2004 geltenden Fassung des Baugesetzbuches –BauGB-
      (BGBl. I Nr. 31 vom 30.06.2004, S. 1359):

§ 214 Abs. 1 BauGB:

„Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuches ist für die Rechtswirksamkeit
des Flächennutzungsplanes und der Satzungen nach diesem Gesetz nur beachtlich, wenn

1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren
      und hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet
      worden sind, und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss
      gewesen ist;
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2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2,
      §§ 4a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5
      verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne
      Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die
      entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden
      sind, oder einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind,
      gefehlt haben, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer
      Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4 a Abs. 3 Satz 4
      oder des § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften
      verkannt worden sind;

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplanes und der Satzungen sowie ihrer
      Entwürfe nach §§ 2 a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2, Halbsatz 2, und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22
      Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des Flächennutzungs-
      planes oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine
      Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung
      hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist;

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht gefasst, eine
      Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der
      Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist.“

§ 214 Abs. 2 BauGB:

„Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplanes (§ 8 Abs. 2 Satz 2)
      oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen
      Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind;

2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes aus dem Flächennutzungsplan
      verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete
      städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist;

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit
      sich  wegen Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften einschl. des § 6 nach Bekannt-
      machung des Bebauungsplanes herausstellt;

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete städtebauliche
Entwicklung beeinträchtigt worden ist.“

§ 214 Abs. 3 BauGB:

„Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den
Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind



Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis
von Einfluss gewesen sind.“

§ 215 Abs. 1 BauGB:

„Unbeachtlich werden

      1.   eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens-
            und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das
             Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges,

wenn sie nicht innerhalb von 2 Jahren seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden
Sachverhalts geltend gemacht worden sind.“

4.    Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land
       Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen von Satzungen, sonstigen ortsrecht-
       lichen Bestimmungen und Flächennutzungsplänen kann gemäß § 7 Abs. 6  Satz 1 GO NRW
       nach Ablauf eines Jahres seit Veröffentlichung dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend
       gemacht werden, es sei denn,

       a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

       b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung, oder der Flächennutzungsplan ist
            nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

        c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, oder

        d)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

5.   Diese öffentliche Bekanntmachung ist gemäß § 6 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
      von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – Bekanntm VO – vom 26. August 1999
      (GV NRW 1999 S. 516) mit Ablauf des Erscheinungstages des Amtlichen Bekanntmachungsblattes
      der Gemeinde Schermbeck vollzogen.

Bekanntmachungsanordnung:

Geltungsbereich, Ort und Zeit der Auslegung der 42. Änderung des Flächennutzungsplanes mit Erläuterungs-
bericht sowie die aufgrund des BauGB und der GO NRW erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich
bekannt gemacht.

46514 Schermbeck, 11. August 2005
                                                                                               Der Bürgermeister



                    Grüter







Aufstellung der 1. Änderung des Vorhaben- und Erschließungsplanes Nr. 2 „Kapellenweg“
der Gemeinde Schermbeck (Aufhebung einer textlichen Festsetzung zur Errichtung einer
Lärmschutzwand)
hier:  Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB)

Der Rat der Gemeinde Schermbeck hat in seiner Sitzung am 16. März 2005 die 1. Änderung des
Vorhaben- und Erschließungsplanes Nr. 2 „Kapellenweg“ gemäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB)
in der Fassung vom 27.08.1997 (BGBl. I 1997, Seite 2141, berichtigt 1998, S. 137), in der bis zum
19. Juli 2004 geltenden Fassung des Baugesetzbuches, in Verbindung mit §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2
Buchstabe f  der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994
(GV NRW S. 666), in der zuletzt geänderten Fassung als Satzung beschlossen.

Hinweise:

1. Das Gebiet der 1. Änderung des Vorhaben- und Erschließungsplanes Nr. 2 „Kapellenweg“
      ist aus der als Anlage abgedruckten Karte ersichtlich.

2. Die 1. Änderung wird mit dieser Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB rechtsverbindlich.
Die Änderung des Vorhaben- und Erschließungsplanes mit Begründung liegt vom Tage der Veröffentlichung
dieser Bekanntmachung an bei der Gemeindeverwaltung Schermbeck, Weseler
Straße 2, Dachgeschoss, Zimmer 303/304, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht aus.
Über den Inhalt der Änderung des Vorhaben- und Erschließungsplanes und der Begründung wird auf
Wunsch Auskunft erteilt.

3. Eine etwaige Entschädigung wegen dieses Bebauungsplanes nach §§ 39 bis 42 BauGB kann
gemäß § 44 Abs. 3 BauGB verlangt werden, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche kann der
Berechtigte dadurch herbeiführen, dass er die Leistungen schriftlich bei dem Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

4. Hinweise auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens und
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen gem. § 215 Abs. 2
i. V. m. § 233 Abs. 2 in der ab 20.07.2004 geltenden Fassung des Baugesetzbuches –BauGB-
(BGBl. I Nr. 31 vom 30.06.2004, S. 1359):

§ 214 Abs. 1 BauGB:

„Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuches ist für die Rechtswirk-samkeit
des Flächennutzungsplanes und der Satzungen nach diesem Gesetz nur beachtlich, wenn
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1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren und
hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden
sind, und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist;

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2,
§§ 4a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5
verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne
Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die
entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden
sind, oder einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind,
gefehlt haben, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer
Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4 a Abs. 3 Satz 4
oder des § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften
verkannt worden sind;

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplanes und der Satzungen sowie ihrer
Entwürfe nach §§ 2 a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2, Halbsatz 2, und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22
Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des Flächennutzungs-
planes oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine
Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung
hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist;

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht gefasst, eine
Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der
Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist.“

§ 214 Abs. 2 BauGB:

„Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplanes (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder
an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen
Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind;

2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes aus dem Flächennutzungsplan
verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist;

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich
wegen Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften einschl. des § 6 nach Bekanntmachung des
Bebauungsplanes herausstellt;

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete städtebauliche
Entwicklung beeinträchtigt worden ist.“

§ 214 Abs. 3 BauGB:

„Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den
Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind
Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis
von Einfluss gewesen sind.“



§ 215 Abs. 1 BauGB:

„Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges,

wenn sie nicht innerhalb von 2 Jahren seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts
geltend gemacht worden sind.“

5. Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das  Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen von Satzungen, sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und
Flächennutzungsplänen kann gemäß § 7 Abs. 6  Satz 1 GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

          a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeige-
               verfahren wurde nicht durchgeführt,

b)    die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung, oder der Flächennutzungsplan ist nicht
            ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

   c)      der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, oder

         d)      der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher
             gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
            worden, die den Mangel ergibt.

 6.      Diese öffentliche Bekanntmachung ist gemäß § 6 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
          von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – Bekanntm VO –  vom 26. August 1999
          (GV NRW 1999 S. 516) mit Ablauf des Erscheinungstages des Amtlichen Bekanntmachungsblattes der
          Gemeinde Schermbeck vollzogen.

Bekanntmachungsanordnung:

Geltungsbereich, Ort und Zeit der Auslegung der 1. Änderung des Vorhaben- und Erschließungsplanes
Nr. 2 „Kapellenweg“ mit Begründung sowie die auf Grund des BauGB und der GO NRW erforderlichen
Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

46514 Schermbeck, 11. August 2005
                                                                                               Der Bürgermeister



                    Grüter





Aufstellung des Bebauungsplanes Altschermbeck Nr. 2 „Marellenkämpe“, III. Abschnitt,
der Gemeinde Schermbeck
hier:  Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB)

Der Rat der Gemeinde Schermbeck hat in seiner Sitzung am 05. Juli 2005 die Aufstellung des
Bebauungsplanes Altschermbeck Nr. 2 „Marellenkämpe“, III. Abschnitt, gemäß § 10 des Bau-
gesetzbuches (BauGB) in der Fassung vom 27.08.1997 (BGBl. I 1997, Seite 2141, berichtigt 1998,
S. 137), in der bis zum 19. Juli 2004 geltenden Fassung des Baugesetzbuches, in Verbindung mit
§§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f  der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
(GO NRW) vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der zuletzt geänderten Fassung als Satzung
beschlossen.

Hinweise:

1. Das Gebiet des Bebauungsplanes Altschermbeck Nr. 2 „Marellenkämpe“, III. Abschnitt, ist aus der als
Anlage abgedruckten Karte ersichtlich.

2. Der Bebauungsplan Altschermbeck Nr. 2 „Marellenkämpe“, III. Abschnitt, wird mit dieser Bekanntmachung
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB rechtsverbindlich. Der Bebauungsplan mit Begründung liegt vom Tage der
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an bei der Gemeindeverwaltung Schermbeck, Weseler Straße 2,
Dachgeschoss, Zimmer 303/304, währendder Dienststunden zu jedermanns Einsicht aus. Über den Inhalt des
Bebauungsplanes und der Begründung wird auf Wunsch Auskunft erteilt.

3. Eine etwaige Entschädigung wegen dieses Bebauungsplanes nach §§ 39 bis 42 BauGB kann
gemäß § 44 Abs. 3 BauGB verlangt werden, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche kann der
Berechtigte dadurch herbeiführen, dass er die Leistungen schriftlich bei dem Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

4. Hinweise auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens und
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen gem. § 215 Abs. 2
i. V. m. § 233 Abs. 2 in der ab 20.07.2004 geltenden Fassung des Baugesetzbuches –BauGB-
(BGBl. I Nr. 31 vom 30.06.2004, S. 1359):

§ 214 Abs. 1 BauGB:

„Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuches ist für die Rechtswirk-samkeit
des Flächennutzungsplanes und der Satzungen nach diesem Gesetz nur beachtlich, wenn
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1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren und
hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden
sind, und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist;

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2,
§§ 4a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5
verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne
Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die
entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden
sind, oder einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind,
gefehlt haben, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer
Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4 a Abs. 3 Satz 4
oder des § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften
verkannt worden sind;

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplanes und der Satzungen sowie ihrer
Entwürfe nach §§ 2 a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2, Halbsatz 2, und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22
Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des Flächennutzungs-
planes oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine
Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung
hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist;

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht gefasst, eine
Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der
Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist.“

§ 214 Abs. 2 BauGB:

„Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplanes (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder
an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen
Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind;

2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes aus dem Flächennutzungsplan
verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist;

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich
wegen Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften einschl. des § 6 nach Bekanntmachung des
Bebauungsplanes herausstellt;

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete städtebauliche
Entwicklung beeinträchtigt worden ist.“

§ 214 Abs. 3 BauGB:

„Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den
Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind
Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis
von Einfluss gewesen sind.“



§ 215 Abs. 1 BauGB:

„Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges,

wenn sie nicht innerhalb von 2 Jahren seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts
geltend gemacht worden sind.“

5. Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das  Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen von Satzungen, sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und
Flächennutzungsplänen kann gemäß § 7 Abs. 6  Satz 1 GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

          a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeige-
               verfahren wurde nicht durchgeführt,

b)    die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung, oder der Flächennutzungsplan ist nicht
            ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

   c)      der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, oder

         d)      der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher
             gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
            worden, die den Mangel ergibt.

 6.      Diese öffentliche Bekanntmachung ist gemäß § 6 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
          von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – Bekanntm VO –  vom 26. August 1999
          (GV NRW 1999 S. 516) mit Ablauf des Erscheinungstages des Amtlichen Bekanntmachungsblattes der
          Gemeinde Schermbeck vollzogen.

Bekanntmachungsanordnung:

Geltungsbereich, Ort und Zeit der Auslegung des Bebauungslanes Altschermbeck Nr. 2 „Marellenkämpe,
III.Abschnitt,  mit Begründung sowie die auf Grund des BauGB und der GO NRW erforderlichen
Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

46514 Schermbeck, 11. August 2005
                                                                                               Der Bürgermeister



                    Grüter





Anlage 5 (zu § 20 Abs. 1 BWO)

Bekanntmachung
der Gemeindebehörde über das Recht auf Einsicht in das

Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum 

wird in der Zeit vom bis während der allgemeinen Öffnungszeiten 1)

Ort der Einsichtnahme

2)

für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder
Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein
Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit
oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht
hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß den § 21
Abs. 5 des Melderechtsrahmengesetzes entsprechenden Vorschriften der Landesmeldegesetze eingetra-
gen ist.

Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Daten-
sichtgerät möglich.

Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat.

3)

1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Gemeinde - die Wahlbezirke der Gemeinde

bis

zum , spätestens am Uhr, bei der Gemeindebehördebis 4)

Einspruch einlegen.
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden.

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom

eine Wahlbenachrichtigung.

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen
das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben
kann.

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung.

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum

Nummer und Name

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises

oder

durch Briefwahl
teilnehmen.

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag
5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,

a) wenn er sich am Wahltage während der Wahlzeit aus wichtigem Grunde außerhalb seines Wahl- 
bezirks aufhält,
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wenn er seine Wohnung ab dem in einen anderen Wahlbezirk
innerhalb der Gemeinde,
außerhalb der Gemeinde, wobei die Eintragung in das Wählerverzeichnis am Ort der neuen
Wohnung nicht beantragt worden ist,

b)
-
-

verlegt.
wenn er aus beruflichen Gründen oder infolge Krankheit, hohen Alters, einer körperlichen Beein-
trächtigung oder sonst seines körperlichen Zustandes wegen den Wahlraum nicht oder nur unter
nicht zumutbaren Schwierigkeiten aufsuchen kann;

c)

5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,

spruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum

)versäumt hat.

wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wähler- a)

wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 der
Bundeswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung entstanden
ist,

b)

wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach
Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist.

c)

Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum
18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich oder schriftlich beantragt werden.

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht
zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt
werden.

Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann
ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden.

Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buchstaben a) bis
c) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr,
stellen.

Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen,
dass er dazu berechtigt ist. Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer
anderen Person bedienen.

Der Antragsteller muss den Grund für die Erteilung eines Wahlscheines glaubhaft machen.
6. Ergibt sich aus dem Wahlscheinantrag nicht, dass der Wahlberechtigte vor einem Wahlvorstand wählen

will, so erhält er mit dem Wahlschein zugleich

Ort, Datum

1) Wenn andere Zeiten bestimmt sind, diese angeben.
2) Wenn mehrere Einsichtsstellen eingerichtet sind, diese und die ihnen zugeteilten 

Ortsteile oder dgl. oder die Nummern der Wahlbezirke angeben.

3) Nicht Zutreffendes streichen.
4) Dienststelle, Gebäude und Zimmer angeben.

Diese Wahlunterlagen werden ihm von der Gemeindebehörde auf Verlangen auch noch nachträglich aus-
gehändigt. Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur im Falle einer
plötzlichen Erkrankung zulässig, wenn die Empfangsberechtigung durch schriftliche Vollmacht nachgewie-
sen wird und die Unterlagen dem Wahlberechtigten nicht mehr rechtzeitig durch die Deutsche Post AG
übersandt oder amtlich überbracht werden können.

Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig
an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr ein-
geht.

Der Wahlbrief wird im Bereich der Deutschen Post AG ohne besondere Versendungsform entgeltfrei be-
fördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden.

-
-
-

-

einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises,
einen amtlichen blauen Wahlumschlag,
einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten Wahlbrief-
umschlag und
ein Merkblatt für die Briefwahl.

verzeichnis nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum  ) oder die Ein-

Die Gemeindebehörde
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